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Anhörung zum Thema "Umgang mit Gesichtsschleiern in Lehrveran-
staltungen" 
 
 
 

Sehr geehrter Herr Schmidt, 

 

das Staatsministerium für Unterricht und Kultus wurde von der Bayerischen 

Staatskanzlei gebeten, zu Ihrer Anfrage Stellung zu nehmen. Hierzu teile 

ich Ihnen mit: 

 

In Umsetzung des Gesetzentwurfs über Verbote der Gesichtsverhüllung in 

Bayern, der Ihnen bereits bekannt ist, wurden die für den hiesigen Ge-

schäftsbereich relevanten Gesetze durch Gesetz vom 12.07.2017 (GVBl. S. 

362) mit Wirkung vom 01.08.2017 geändert. Aktuell haben die Normen fol-

gende Fassung: 

 

Im Bayerischen Beamtengesetz (BayBG) die Art. 75 und 145: 

 

Art. 75 
Bekleidung, äußeres Erscheinungsbild 

(1) Beamte und Beamtinnen dürfen bei Ausübung des Dienstes ihr Gesicht 
nicht verhüllen, es sei denn, dienstliche Gründe erfordern dies. 
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(2) 1Soweit es das Amt erfordert, kann die oberste Dienstbehörde nähere 
Bestimmungen über das Tragen von Dienstkleidung und das während des 
Dienstes zu wahrende äußere Erscheinungsbild der Beamten und Beam-
tinnen treffen. 2Dazu zählen auch Haar- und Barttracht sowie sonstige 
sichtbare und nicht sofort ablegbare Erscheinungsmerkmale. 
 

Art. 145 
Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen 

Für Personen, die auf Grund eines Vertrages im Dienst einer der in Art. 1 
Abs. 1 genannten juristischen Personen des öffentlichen Rechts stehen, 
gelten vorbehaltlich einer Regelung durch Tarifvertrag die beamtenrechtli-
chen Vorschriften zum Verbot der Gesichtsverhüllung entsprechend. 

 

Im Bayerischen Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen 

(BayEUG) die Art. 56 und 59: 

 

Art. 56 
Rechte und Pflichten 

(1) 1Schülerinnen und Schüler im Sinn dieses Gesetzes und der auf Grund 
dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften sind Personen, die in den Schu-
len unterrichtet und erzogen werden. 2Alle Schülerinnen und Schüler ha-
ben gemäß Art. 128 der Verfassung ein Recht darauf, eine ihren erkennba-
ren Fähigkeiten und ihrer inneren Berufung entsprechende schulische Bil-
dung und Förderung zu erhalten. 3Aus diesem Recht ergeben sich einzelne 
Ansprüche, wenn und soweit sie nach Voraussetzungen und Inhalt in die-
sem Gesetz oder auf Grund dieses Gesetzes bestimmt sind. 

(2) Die Schülerinnen und Schüler haben das Recht, entsprechend ihrem 
Alter und ihrer Stellung innerhalb des Schulverhältnisses 
1. sich am Schulleben zu beteiligen, 
2. im Rahmen der Schulordnung und der Lehrpläne an der Gestaltung des 

Unterrichts mitzuwirken, 
3. über wesentliche Angelegenheiten des Schulbetriebs hinreichend unter-

richtet zu werden, 
4. Auskunft über ihren Leistungsstand und Hinweise auf eine Förderung zu 

erhalten, 
5. bei als ungerecht empfundener Behandlung oder Beurteilung sich nach-

einander an Lehrkräfte, an die Schulleiterin bzw. den Schulleiter und an 
das Schulforum zu wenden. 

(3) 1Alle Schülerinnen und Schüler haben das Recht, ihre Meinung frei zu 
äußern; im Unterricht ist der sachliche Zusammenhang zu wahren. 2Die 
Bestimmungen über Schülerzeitung (Art. 63) und politische Werbung (Art. 
84) bleiben unberührt. 

(4) 1Alle Schülerinnen und Schüler haben sich so zu verhalten, dass die 
Aufgabe der Schule erfüllt und das Bildungsziel erreicht werden kann. 2Sie 
dürfen insbesondere in der Schule und bei Schulveranstaltungen ihr Ge-
sicht nicht verhüllen, es sei denn, schulbedingte Gründe erfordern dies; zur 
Vermeidung einer unbilligen Härte können die Schulleiterin oder der Schul-
leiter Ausnahmen zulassen. 3 Darüber hinaus haben sie insbesondere die 
Pflicht, am Unterricht regelmäßig teilzunehmen und die sonstigen verbind-
lichen Schulveranstaltungen zu besuchen. 4 Die Schülerinnen und Schüler 
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haben alles zu unterlassen, was den Schulbetrieb oder die Ordnung der 
von ihnen besuchten Schule oder einer anderen Schule stören könnte. 5 

Die Schülerinnen und Schüler sind verpflichtet, an der Erstellung des son-
derpädagogischen Gutachtens nach Art. 41 Abs. 4 Satz 2 sowie im Rah-
men des Verfahrens nach Art. 41 Abs. 6 mitzuwirken. 

(5) 1Im Schulgebäude und auf dem Schulgelände sind Mobilfunktelefone 
und sonstige digitale Speichermedien, die nicht zu Unterrichtszwecken 
verwendet werden, auszuschalten. 2Die unterrichtende oder die außerhalb 
des Unterrichts Aufsicht führende Lehrkraft kann Ausnahmen gestatten. 
3Bei Zuwiderhandlung kann ein Mobilfunktelefon oder ein sonstiges digita-
les Speichermedium vorübergehend einbehalten werden. 
 

Art. 59 
Lehrkräfte und sonstiges Personal 

(1) 1Die Lehrkräfte tragen die unmittelbare pädagogische Verantwortung 
für den Unterricht und die Erziehung der Schülerinnen und Schüler. 2 Ge-
genüber dem ihnen zugeordneten sonstigen pädagogischen Personal sind 
sie weisungsberechtigt. 3 Die Art. 111 bis 114 Abs. 5 und die dienstrechtli-
chen Vorschriften bleiben unberührt. 

(2) 1Die Lehrkräfte haben den in Art. 1 und 2 niedergelegten Bildungs- und 
Erziehungsauftrag sowie die Lehrpläne und Richtlinien für den Unterricht 
und die Erziehung zu beachten. 2Sie müssen die verfassungsrechtlichen 
Grundwerte glaubhaft vermitteln. 3Äußere Symbole und Kleidungsstücke, 
die eine religiöse oder weltanschauliche Überzeugung ausdrücken, dürfen 
von Lehrkräften im Unterricht nicht getragen werden, sofern die Symbole 
oder Kleidungsstücke bei den Schülerinnen und Schülern oder den Eltern 
auch als Ausdruck einer Haltung verstanden werden können, die mit den 
verfassungsrechtlichen Grundwerten und Bildungszielen der Verfassung 
einschließlich den christlich-abendländischen Bildungs- und Kulturwerten 
nicht vereinbar ist. 4Die für den öffentlichen Dienst geltenden Vorschriften 
über die Gesichtsverhüllung gelten für Honorarkräfte, sonstiges mit erzie-
herischen oder pflegerischen Aufgaben betrautes Personal sowie die in 
Ganztagsangeboten tätigen Personen entsprechend. 5 Art. 84 Abs. 2 bleibt 
unberührt. 6 Für Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst können im Einzelfall 
Ausnahmen von der Bestimmung des Satzes 3 zugelassen werden. 

(3) Die Lehrkräfte erfüllen ihre Aufgaben im vertrauensvollen Zusammen-
wirken mit den Schülerinnen und Schülern und den Erziehungsberechtig-
ten, bei den beruflichen Schulen außerdem mit den Ausbildenden, den Ar-
beitgebern und den Arbeitnehmervertretern und Arbeitnehmervertreterin-
nen der von ihnen unterrichteten Schülerinnen und Schüler. 

(4) 1Lehrkräften, die unbefristet im Beschäftigungsverhältnis an öffentlichen 
Schulen tätig sind, kann für die Dauer ihrer Tätigkeit das Recht eingeräumt 
werden, Berufsbezeichnungen zu führen, die das Staatsministerium für be-
stimmte Gruppen von Lehrkräften allgemein festsetzt. 2Lehrkräfte, die we-
gen Alters oder Arbeitsunfähigkeit ausscheiden, sind berechtigt, ihre bishe-
rige Berufsbezeichnung mit dem Zusatz „a.D.“ widerruflich weiterzuführen. 

(5) Lehrkräften, die aus dem öffentlichen Schuldienst in den Auslands-
schuldienst beurlaubt sind, kann die Ernennungsbehörde für die Dauer ih-
rer Verwendung als Schulleiterin bzw. Schulleiter, stellvertretende Schullei-
terin bzw. stellvertretender Schulleiter oder Fachberaterin bzw. Fachbera-
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ter das Führen einer Bezeichnung gestatten, die der Amtsbezeichnung 
vergleichbarer Lehrkräfte an öffentlichen Schulen entspricht. 

 

 

 

Probleme mit der Umsetzung sind im hiesigen Geschäftsbereich nicht be-

kannt. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. Roland Krügel 

Leitender Ministerialrat

 




